
Der Thüringer Landtag hat in sei-
ner Sitzung am 29. September ge-
gen die Stimmen von CDU und AfD
die Anträge der Koalitionsfraktio-
nen von LINKE, SPD und Grünen be-
schlossen, eine Stätte der Erinne-
rung und Mahnung für die NSU-Op-
fer in Thüringen zu errichten und ei-
nen Opferentschädigungsfonds für
die Opfer und Betroffenen von Ta-
ten des NSU einzurichten. Damit
soll der besonderen Verantwortung
des Landes, aus dem das NSU-
Kerntrio stammt, entsprochen wer-
den.

Für die Koalitionsfraktionen begrün-
dete die Vorsitzende der Linksfraktion,
Susanne Hennig-Wellsow, die Anträge.
Sie verwies darauf, dass sich seit
2012 der Landtag mit nunmehr zwei
Untersuchungsausschüssen bemüht,
zumindest aus der Thüringer Perspek-
tive Antworten zu geben. Jedoch seien
die „inhaltliche Aufarbeitung und das
Bemühen um Aufklärung zwar wichtige
Aspekte sowohl unser staatspoliti-
schen Verantwortung als auch mit
Blick auf die Opferangehörigen und
von den NSU-Verbrechen Betroffenen,
aber sie sind es eben nicht allein“.

Daneben trete aber, so die LINKE-
Politikerin weiter, „die Verantwortung,
das persönliche Leid der Opfer und ih-
rer Angehörigen wenigstens zu mil-
dern. Neben den immateriellen Schä-
den, welche die Taten und die an-

schließende entwürdigende und teil-
weise rassistisch geprägte Ermitt-
lungstätigkeit und öffentliche Rezepti-
on der Taten angerichtet haben, gab es
für die von den Verbrechen Betroffe-
nen auch ganz handfeste und teils
schwerwiegende Einbußen finanzieller
Art. Es wurde teils die Existenzgrundla-
ge zerstört, Ausbildungen mußten ab-
gebrochen werden oder die psychi-
sche Belastung führte zur Arbeitsunfä-

higkeit. Mit dem Antrag zur Einrichtung
eines Opferentschädigungsfonds wol-
len wir einen Beitrag leisten, wenig-
stens eine teilweise Wiedergutma-
chung dieser Schäden zu leisten. Wir
sehen uns, wir sehen Thüringen hierbei
in einer besonderen Verantwortung als
Ursprungsland des NSU, hoffen aber
zugleich, daß andere Länder unserem
Beispiel folgen werden“. 

Die Errichtung einer Stätte der Erin-

Verfügung stehen. Aus der Einstufung
der Länder Albanien, Bosnien und Her-
zegowina, Kosovo, Mazedonien, Mon-
tenegro und Serbien als sogenannte
„sichere Herkunftsländer“ erfolgte für
die Schutzsuchenden aus diesen Län-
dern eine massive Verschlechterung
ihrer asyl- und sozialrechtlichen Situa-
tion in Deutschland. Fast 30 Prozent
der Flüchtlinge aus diesen Ländern
sind Angehörige der Roma. Sie sind
massiver Diskriminierung in ihren Her-
kunftsländern ausgesetzt: kaum legale
Arbeitsmöglichkeiten, nicht das Über-
leben sichernde Sozialleistungen, kein
Zugang zur Gesundheitsversorgung
und extrem beengte Wohnverhältnisse

Der Tag des Flüchtlings, der in die-
sem Jahr am 29. September begangen
wurde unter dem Motto „Flüchtlings-
rechte sind Menschenrechte“ , wird
von Organisationen, wie Pro Asyl und
den Landesflüchtlingsräten maßgeb-
lich vorbereitet. „Diese bilden mit ih-

„Dass der Thüringer Flüchtlings-
rat mit seinem Preis für herausge-
hobenes Engagement für die Rech-
te von Flüchtlingen in diesem Jahr
die Situation von Menschen aus so
genannten sicheren Herkunftslän-
dern in den Fokus nimmt, kann ich
nur unterstützen“, so Sabine Ber-
ninger, flüchtlingspolitische Spre-
cherin der Linksfraktion, zur  Preis-
vergabe am 29. September.

Preisträgerin ist Christel Hildemann,
eine ehrenamtliche Unterstützerin für
geflüchtete Roma im Saale-Orla-Kreis.
Sie setzt sich in besonderem Maße für
die Rechte von Flüchtlingen und die
Verbesserung ihrer Lebenssituation
ein. Sie begleitet respektvoll Men-
schen, denen aufgrund der Asylgesetz-
gebung der vergangenen Jahre eine so-
genannte „schlechte Bleibeperspekti-
ve“ zugeschrieben wird und für die
kaum Integrationsmöglichkeiten zur
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Susanne Hennig-Wellsow im Landtag: „Wir sehen uns, wir sehen Thüringen in einer besonderen Verantwortung“

nerung und Mahnung für die Opfer des
NSU war sowohl eine Empfehlung des
ersten NSU-Untersuchungsausschus-
ses im Thüringer Landtag als auch im
Koalitionsvertrag von Rot-Rot-Grün
vereinbart worden. 

Susanne Hennig-Wellsow: „Uns ist
es wichtig, daß hierbei nicht nur ein
Ort entsteht, der an die Verbrechen
des NSU erinnert und die Opfer ehrt,
sondern dass auch die Ursachen von
Rassismus in den Blick genommen
werden und zu aktivem Auseinander-
setzen mit gesellschaftlichen Phäno-
menen, die solche Taten, die Rassis-
mus in verschiedensten Erscheinungs-
formen ermöglichen, angeregt wird.“

Ministerpräsident Bodo Ramelow
betonte im Landtag und mit großer Ein-
dringlichkeit, wie wichtig es moralisch
und politisch ist, „mahnend und geden-
kend Verantwortung zu übernehmen“
und dass „Parlament und Regierung
mit einer Stimme sprechen“. Damit
werde zugleich signalisiert, die Aufklä-
rung muss weitergehen. Die Opferan-
gehörigen wollen Antworten, „an wel-
chen Stellen die Taten hätten verhin-
dert werden können“.

„Die Dimension des Leides 
der Opfer-Angehörigen 
und Betroffenen darf nie 
aus den Augen verloren werden“ 

Die Obfrau im NSU-Untersuchungs-
ausschuss im Thüringer Landtag, Ka-
tharina König-Preuss, sagte: „Mit dem
Entschädigungsfonds und mit der Er-
richtung einer Erinnerungs- und Mahn-
stätte übernehmen wir Verantwortung,
die über die Aufarbeitung im NSU-Un-
tersuchungsausschuss hinausgeht.

Beide Anträge stellen die Opferper-
spektive in den Mittelpunkt, die sowohl
im Strafprozess als auch in den Unter-
suchungsausschüssen selten die ent-
sprechende Rolle spielt. Die Dimensi-
on des Leides der Opfer-Angehörigen
und Betroffenen darf nie aus den Au-
gen verloren werden. Auch wir als Ge-
sellschaft tragen Mitverantwortung für
die geschehenen Verbrechen.“

Als Ort für die Erinnerung und Mah-
nung kommen mehrere Thüringer
Städte in Betracht: Jena als Herkunfts-
ort des NSU-Kerntrios und Ort der Ra-
dikalisierung, Saalfeld als politischer
Sozialisationsort, Erfurt als Ort der po-
litischen Aufklärung und Aufarbeitung
sowie Eisenach, Ort der Enttarnung
des NSU. 

Die Entscheidung über den Gedenk-
ort soll zügig abgeschlossen werden. 

rem Einsatz für die Rechte  Schutzsu-
chender ein unersetzliches Gegenge-
wicht gegen die derzeitige besorgnis-
erregende gesellschaftspolitische Si-
tuation. Man muss den Integrations-
verweigerern aus der rechtspopulisti-
schen Ecke täglich diese Solidarität,
dieses Für-Menscheneinstehen entge-
genhalten sowie die Zivilgesellschaft in
ihrer Solidarität und Willkommenskul-
tur bestärken“, betonte Sabine Bernin-
ger.

Die Fraktion DIE LINKE im Thüringer
Landtag nahm den Tag des Flüchtlings
zum Anlass, sich „bei all denen zu be-
danken, die #withrefugees sind“. Su-
sanne Hennig-Wellsow, Vorsitzende
der Landtagsfraktion und der Thürin-
ger LINKEN, sagte: „In Thüringen ist es
vor allem der Flüchtlingsrat, der seit in-
zwischen 20 Jahren für die Rechte ge-
flüchteter Menschen eintritt. Dafür un-
seren allerhöchsten Respekt und von
Herzen: Danke!“                                         

Gedenken an die Opfer des NSU am 28. November 2011 am Hirschgarten in Er-
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